
Professor N. N. P o l j a n s k i  trat damals ebenso wie 
die Mehrzahl der sowjetischen Juristen entschieden für 
die Beibehaltung gesellschaftlicher Ankläger und gesell­
schaftlicher Verteidiger ein. Er schrieb:

„Für die Abschaffung dieses Instituts genügt es nicht, 
sich darauf zu berufen, daß es in der Praxis nicht ver­
wurzelt ist oder daß die Ausübung der Funktion eines 
Anklägers im Strafprozeß hinreichend durch Kräfte 
der Staatsanwaltschaft gesichert wäre und daß die 
Staatsanwaltschaft nicht über ausreichende Kader ver­
fügte, um Kader von gesellschaftlichen Anklägern zu 
schaffen und deren Auftreten zu regeln. Das Institut 
der gesellschaftlichen Ankläger ist ohne Zweifel ein 
demokratisches, wahrhaft sozialistisches Institut...“ 

Und weiter sagte er:
„Es fällt nicht schwer, sich die Bedeutung vorzustellen, 
die eine Anklage dadurch erhält, daß als gesellschaft­
licher Ankläger ein Vertreter der Gewerkschafts­
organisation auftritt, deren Mitglied zur strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit gezogen wird. Die Teil­
nahme eines gesellschaftlichen Anklägers würde das 
Interesse der breiten Öffentlichkeit an der Anklage 
wecken.“3
Poljanski vertrat die Ansicht, daß die gesellschaft­

liche Anklage von den Organen der Staatsanwaltschaft 
organisiert und kontrolliert werden könnte. Damals maß 
man diesem Institut noch keine selbständige Bedeutung 
bei, wie das in der gegenwärtigen sowjetischen Straf­
prozeßgesetzgebung vorgesehen ist.

Die Weiterentwicklung des Instituts
der gesellschaftlichen Anklage und Verteidigung

Die Grundlagen des Strafverfahrens der UdSSR und 
der Unionsrepubliken von 1958 und andere Gesetz­
gebungsakte haben das Institut der gesellschaftlichen 
Anklage und der gesellschaftlichen Verteidigung nicht 
nur beibehalten, sondern entwickeln es weiter.

Die Entwürfe der Strafprozeßordnungen der Unions­
republiken enthalten die Regelung der Rechte und 
Pflichten der gesellschaftlichen Ankläger und gesell­
schaftlichen Verteidiger, lösen jedoch bei weitem noch 
nicht alle grundlegenden Fragen der Ausübung ihrer 
Funktionen. So heißt es im Entwurf der StPO der 
Armenischen SSR (Art. 245), daß Vertreter der gesell­
schaftlichen Organisationen der Werktätigen auf Be- 

' Schluß des Gerichts als gesellschaftliche Ankläger in 
Strafsachen zugelassen werden können und daß sie alle 
Rechte genießen, die dem Staatsanwalt in der Gerichts­
verhandlung zustehen. In Art. 249 des gleichen Entwurfs 
wird darauf hingewiesen, daß der gesellschaftliche Ver­
teidiger im Gerichtsverfahren alle Rechte eines Vertei­
digers besitzt. Hingegen werden in Art. 296 dieses Ent­
wurfs, der den Inhalt und das Verfahren der Schluß­
vorträge behandelt, die gesellschaftlichen Ankläger und 
Verteidiger überhaupt nicht erwähnt.

In Art. 59 des Entwurfs der StPO der Grusinischen 
SSR wird festgelegt, daß Vertreter gesellschaftlicher 
Organisationen als gesellschaftliche Ankläger im Straf­
verfahren zugelassen werden können, daß sie an der 
Untersuchung aller Beweise teilnehmen, Anträge an das 
Gericht stellen und sich an der Vernehmung beteiligen. 
Einen besonderen Hinweis auf die Rolle des gesellschaft­
lichen Verteidigers enthält der Entwurf nicht. In Art. 64 
des Entwurfs wird lediglich gesagt, daß neben Rechts­
anwälten und nahen Verwandten auch Vertreter der 
Gewerkschaften und anderer gesellschaftlicher Organi­
sationen als Verteidiger zugelassen werden.

Die weitverbreitete Praxis der Heranziehung gesell­
schaftlicher Verteidiger und gesellschaftlicher Ankläger

3 N. N. Poljanski, Fragen des Strafprozesses in Verbindung 
mit dem Entwurf der StPO der RSFSR, in „Sozialistische 
Gesetzlichkeit“ 1954, Nr. 6, S. 25. Ebenso beurteilte Poljanski 
das betreffende Institut schon viel früher im Aufsatz „Die 
gesellschaftliche Anklage in der sowjetischen Gesetzgebung4* 
in „Sozialistische Gesetzlichkeit4* 1937, Nr. 11, S. 63-65 (russ.).

macht es notwendig, diese Frage in der neuen Straf­
prozeßgesetzgebung der Unionsrepubliken sorgfältiger 
zu formulieren. Die gesellschaftliche Anklage und die 
gesellschaftliche Verteidigung, die auf Grund einer von 
den gesellschaftlichen Organisationen erteilten Vollmacht 
selbständig ausgeübt werden, können viel zur Überwin­
dung der Kriminalität beitragen, eine Aufgabe, die nicht 
nur den Organen der Justiz, sondern auch allen Parte;- 
und Sowjetorganen gestellt ist. Es wäre falsch, die Tätig­
keit der gesellschaftlichen Ankläger und der Verteidiger 
lediglich als Unterstützung der Gerichtsorgane zu be­
trachten.3 4 Sie stellt eine selbständige Form der Lösung 
der Aufgaben der Öffentlichkeit im Kampf gegen die 
Kriminalität dar.

Nicht richtig ist es, wenn in einigen Gebieten die Teil­
nahme der Öffentlichkeit hauptsächlich in der Delegie­
rung von gesellschaftlichen Verteidigern, kaum aber in 
der von gesellschaftlichen Anklägern besteht. So kamen 
in einem Stadtbezirk von Leningrad auf einen gesell­
schaftlichen Ankläger drei bis vier gesellschaftliche Ver­
teidiger. Im Gebiet Woronesh ist das Verhältnis um­
gekehrt. Gegen eine solche einseitige Auslegung der 
Rechte der Öffentlichkeit muß man ankämpfen. Es ist 
notwendig, daß sich beide Institute gleichzeitig ent­
wickeln, damit eine richtige und gerechte Ausübung der 
Rechtsprechung gewährleistet ist. Man muß erreichen, 
daß „das gewählte Strafmaß der Schwere des begange­
nen Verbrechens entspricht, die Persönlichkeit des Ver­
urteilten berücksichtigt, zweckmäßig ist und weitest­
gehend zu seiner Besserung beiträgt“5.

Die prozeßrechtliche Stellung
des gesellschaftlichen Anklägers und Verteidigers

Die prozeßrechtliche Stellung des gesellschaftlichen 
Anklägers und des gesellschaftlichen Verteidigers wird 
durch die Tatsache bestimmt, daß man sie als voll­
berechtigte Prozeßbeteiligte anerkennt.

Der gesellschaftliche Ankläger, der im Gerichtsver­
fahren auftritt, kann:

a) den Angeklagten der Begehung des Verbrechens 
überführen, gestützt auf die Analyse der in der Sadie 
vorliegenden Beweise und ihre Untersuchung in der 
Gerichtssitzung;

b) die Gesellschaftsgefährlichkeit des begangenen Ver­
brechens und den Schaden aufzeigen, der dem Geschä­
digten oder der Gesellschaft zugefügt wurde;

c) die Umstände aufdecken, die die Begehung des Ver­
brechens begünstigt haben; die Ursachen des konkreten 
Verbrechens teststellen, um sie in der Folge durch die 
Bemühungen des entsprechenden Kollektivs beseitigen 
zu können;

d) das Subjekt des Verbrechens charakterisieren;
e) seine Überlegungen bezüglich des Strafmaßes dar­

legen.
Der gesellschaftliche Verteidiger kann:
a) Umstände anführen, die die Anklage widerlegen;
b) mildernde Umstände feststellen und begründen;
c) positive Momente der gesellschaftlichen und beruf­

lichen Tätigkeit des Beschuldigten und sein Verhalten 
in der Gesellschaft charakterisieren;

d) die Möglichkeit der Umerziehung des Beschuldig­
ten in dem vom gesellschaftlichen Verteidiger vertrete­
nen Kollektiv Vorbringen und die bedingte Verurteilung 
oder die Übergabe des Beschuldigten an das Kollektiv, 
das für ihn die Bürgschaft übernimmt, beantragen.

Sind die Funktionen der Anklage und der Verteidi­
gung ihrem Charakter nach auch gegensätzlich, so er­
folgt eine Annäherung zwischen ihnen durch zwei Mo-

4 Dies tut aber Poljanski. Vgl. Prawowedenje 1960, Nr. 1.
5 Richtlinie des Plenums des Obersten Gerichts der UdSSR 

vom 16. Juni 1959 in „Bulletin des Obersten Gerichts der 
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